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(2) Im Jugendförderungsplan sind Maßnahmen zur 
Entfaltung der schöpferischen Kräfte der Jugend, zur 
Mitwirkung an der Leitung des Betriebes, zur Ent­
wicklung der Lernbewegung, der kulturellen und sport­
lichen Betätigung sowie zur Erholung festzulegen.

(3) Uber die Erfüllung des Jugendförderungsplanes 
hat der Betriebsleiter vor der Betriebsgewerkschafts­
leitung, der FDJ-Leitung und der Jugend zu berichten.

§ 136
(1) Junge befähigte Arbeiterinnen, Arbeiter und An­

gestellte sind unter Mitwirkung der Freien Deutschen 
Jugend in leitende Funktionen einzusetzen.

(2) Die besten jungen Arbeiterinnen, Arbeiter und 
Angestellten sind vom Betrieb auf Vorschlag der FDJ- 
Leitung bzw. der Betriebsgewerkschaftsleitung zum 
Fach- oder Hochschulstudium zu delegieren.

(3) Den jungen Angehörigen der Intelligenz sind alle 
Möglichkeiten zur schöpferischen Entfaltung ihrer 
Fähigkeiten, insbesondere in den Arbeite- und For­
schungsgemeinschaften, zu geben und dazu verantwor­
tungsvolle Aufgaben zu übertragen.

§ 137
(1) Die Freie Deutsche Jugend hat das Recht, Kon­

trollposten zu organisieren, um zur Entwicklung einer 
hohen sozialistischen Moral und neuer Arbeitsmetho­
den sowie zur Einführung der neuesten Technik bei­
zutragen und den Kampf gegen Mängel in der Arbeit 
zu führen.

(2) Der Betriebsleiter hat die FDJ-Leitung bei der 
Anleitung der Fpj-Kontrollposten zu unterstützen und 
die Kontrollposten in Zusammenarbeit mit der FDJ- 
Leitung regelmäßig zu schulen. Er ist verpflichtet, 
geeignete Vorschläge der FDJ-Kontrollposten zu ver­
wirklichen.

Der besondere Schutz der werktätigen Jugend
§ 138

(1) Die Gesundheit und Arbeitskraft der Jugendlichen 
wird besonders geschützt. In der Deutschen Demokra­
tischen Republik ist Kinderarbeit ausgeschlossen, da 
sie den Grundprinzipien der sozialistischen Gesellschaft 
widerspricht.

(2) Die Arbeitsbedingungen sind entsprechend dem 
' körperlichen Entwicklungsstand der Jugendlichen zu
gestalten.

(3) Jugendliche dürfen nicht mit schweren oder 
gesundheitsgefährdenden Arbeiten beschäftigt werden. 
Diese Arbeiten sind in einer Arbeitsschutzanordnung 
festzulegen.

(4) Zur Feststellung ihrer gesundheitlichen Eignung 
sind alle Jugendlichen, bevor sie eingestellt werden, 
ärztlich zu untersuchen. Während ihrer Beschäftigung 
sind sie regelmäßig ärztlich zu untersuchen und 
gesundheitlich zu betreuen.

§ 139
(1) Die Beschäftigung von Jugendlichen unter 16 Jah­

ren ist in der Zeit von 20.00 bis 6.00 Uhr verboten.
(2) Für Jugendliche von 16 bis 18 Jahren ist Nacht­

arbeit nur bei Vorliegen eines dringenden betrieblichen 
Bedürfnisses und mit Zustimmung des Sorgeberechtig­
ten, des Betriebsarztes und der betrieblichen Gewerk­
schaftsleitung zulässig.

(3) Für Jugendliche unter 16 Jahren ist Überstunden­
arbeit verboten.

§ 140
Jugendliche im Alter bis zu 16 Jahren erhalten einen 

Grundurlaub von 21 Werktagen, im Alter von 16 bis 
18 Jahren einen Grundurlaub von 18 Werktagen.

§ 141
(1) Jugendliche bedürfen zum Abschluß eines Arbeits­

vertrages, zur Änderung vereinbarter Bedingungen und 
zur Auflösung des Arbeitsvertrages der Zustimmung 
des Sorgeberechtigten.

(2) Jugendliche dürfen nur mit vorheriger Zustim­
mung des Rates des Kreises, der für den Betrieb zu­
ständig ist, gekündigt bzw. fristlos entlassen • werden. 
Das gleiche gilt für Facharbeiter bis zum Ende des 
ersten Jahres nach Lehrabschluß.

13. K a p i t e l
Die G r u n d s ä t z e  u n d  O r g a n e  z u r  E n t ­
s c h e i d u n g  v o n  А r b e i t s s t r e i t i g к e i t e n

Allgemeine Grundsätze
§ 142

1 (1) Die Organe zur Entscheidung von Arbeitsstreitig­
keiten haben die Aufgabe, zur Durchsetzung des sozia­
listischen Arbeitsrechts und der sozialistischen Moral 
beizutragen, indem sie Arbeitsstreitigkeiten unter­
suchen und entscheiden und durch ihre gesamte Tätig­
keit der Entstehung von Arbeitsstreitigkeiten und 
Verstößen gegen die sozialistische Moral Vorbeugen. 
Ihre Tätigkeit dient der Sicherung der gesetzlich garan­
tierten Rechte der Werktätigen, der Entwicklung und 
Festigung ihres sozialistischen Bewußtseins und der 
Steigerung der Arbeitsproduktivität.

(2) Arbeitsstreitigkeiten werden unter umfassender 
Mitwirkung der Werktätigen untersucht und ent­
schieden.

(3) Die Organe, die sich mit Arbeitsstreitigkeiten be­
fassen, sind:

a) Konfliktkommissionen,
b) Beschwerdekommissionen für Sozialversicherung 

des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes,
c) Kreis- und Bezirksarbeitsgerichte,
d) Oberstes Gericht (Senat für Arbeitsstreitigkeiten).

Die Konfliktkommissionen
§ 143

(1) In den sozialistischen Betrieben werden als gesell­
schaftliche Organe Konfliktkommissionen gewählt. Sie 
werden von den Gewerkschaften angeleitet. Sie dienen 
der gegenseitigen Erziehung der Werktätigen im Sinne 
der Gebote der sozialistischen Moral und zur bewußten 
Einhaltung des sozialistischen Rechts. Sie entscheiden 
auf der Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen.

(2) Die Mitglieder der Konfliktkommissionen und ihre 
Vertreter werden auf Vorschlag der zuständigen be­
trieblichen Gewerkschaftsleitung durch alle Werk­
tätigen des Tätigkeitsbereiches der Konfliktkommission 
gewählt und sind ihnen rechenschaftspflichtig. Sie 
genießen wie die Gewerkschaftsfunktionäre den Schutz 
gemäß § 11 Abs. 3

(3) Die Wahl und die Arbeitsweise der Konflikt­
kommissionen werden durch eine Richtlinie geregelt, 
die vom Bundesvorstand des Freien Deutschen Gewerk­
schaftsbundes beschlossen und vom Ministerrat be­
stätigt wird.


